
  

Betroffene eindeutig identifizierbar

Zeitung hätte Persönlichkeitsrechte der Angehörigen
beachten müssen

Unter der Überschrift „Frauenleiche in der Tiefgarage“ berichtet eine
Regionalzeitung über den Tod einer 38-jährigen Frau, die von ihrem Mann
umgebracht worden sein soll. Der Artikel enthält detaillierte Angaben zu Adresse,
Wohnhaus (Foto), Alter, Herkunft (polnisch) und Kindern des Ehepaares. Ein Leser
sieht eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts der Familie und hier insbesondere
der Kinder. Mitschüler des älteren Kindes hätten den Vorgang aufgrund der Angaben
in dem Artikel schnell zuordnen können. Nach Auskunft des Chefs vom Dienst der
Zeitung berührt die Beschwerde mehrere kritische Punkte, die innerhalb der
Redaktion erörtert worden seien. Selbstverständlich müsse die Zeitung berichten,
wenn ein Familienmitglied ein anderes töte. Auch gebe es keinen Grund,
Altersangaben zu verschweigen. Auch die Erwähnung, dass die Familie Kinder habe
und wie viele, sei gerechtfertigt. Möglicherweise sei es jedoch kritisch, wenn auch nur
das ungefähre Alter der Kinder angegeben werde. Auch der Hinweis auf den
Migrationshintergrund der Getöteten sei überflüssig. Nicht gerechtfertigt sei es
gewesen, die Hausnummer zu nennen. In diesem Fall stimme die Redaktion dem
Beschwerdeführer zu, dass dadurch die Identifizierung der Familie möglich geworden
sei. Unvermeidlich – so der Chef vom Dienst – sei es jedoch gewesen, den
mutmaßlichen Täter zu nennen. Den Kindern helfe es nichts, wenn verschwiegen
worden wäre, dass der Vater unter Tatverdacht stehe. Dementsprechend kritisch sei
der Hinweis des Beschwerdeführers zu werten, dass durch die Berichterstattung die
Wiedereingliederung der Kinder in die Schule erschwert worden sei. (2008)

Die Zeitung hat gegen Ziffer 8 des Pressekodex (Persönlichkeitsrechte) verstoßen,
weshalb der Presserat eine Missbilligung ausspricht. Durch die Angabe der Details
zu den betroffenen Personen werden alle Beteiligten für einen bestimmten Leserkreis
eindeutig identifizierbar. In Richtlinie 8, Abs. 1, Satz 1, ist festgehalten, dass bei der
Berichterstattung über Straftaten keine Informationen in Wort und Bild veröffentlicht
werden, die eine Identifizierung von Opfern und Tätern ermöglichen. Gerade im
Hinblick auf die Kinder wäre es notwendig gewesen, eine Identifizierung unmöglich
zu machen und auf die Nennung von Details – wie in diesem Fall geschehen - zu
verzichten. Auch ohne diese Hinweise wäre der Leser umfassend über die Tat
informiert worden. Eine Identifizierung der Betroffenen jedoch wäre nicht möglich
gewesen. (BK2-258/08)
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Gegenstand (Ziffer): Schutz der Persönlichkeit (8);
Entscheidung: Missbilligung 
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